
 
12.11 EW 12 - Antrag auf Waldumwandlung 

Unterlage 8.3.1 

Antrag auf Waldumwandlung  

gem. §§ 9 – 11 Landeswaldgesetz (LWaldG) 

(vom Antragsteller auszufüllen) 

 

Über die  

untere Forstbehörde beim 

Landratsamt _Alb-Donau-Kreis________________ 

 

 an die höhere Forstbehörde beim Regierungspräsidium Freiburg 

 

Antrag auf 

 dauerhafte Waldumwandlung nach § 9 LWaldG 

 befristete Waldumwandlung nach § 11 LWaldG (z.B. für Abbauvorhaben) 

 Umwandlungserklärung nach § 10 LWaldG (im Rahmen der Bauleitplanung) 

 
 Antragsteller (= Vorhabensträger) 

 

Name:  DB Projekt Stuttgart-Ulm GmbH 

Anschrift: Räpplenstraße 17, 70191 Stuttgart  

 
 Waldbesitzer 

Name:  Gemeinde Amstetten,  

Anschrift: Lonetalstraße 19, 73340 Amstetten 

 

Flurstück Nr. Gemarkung Gesamtfläche (qm) Umwandlungsfläche 

(qm) 

264 8123 Reutti 105.668,00 7140 

797/1 8120 Amstetten 100.965,00 700 

    

    

    

 Beantragte Umwandlungsfläche   Summe:      7840____ qm 
 

 Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung bei dauerhaften Waldumwandlungen       
(gem. Anlage 1 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz) 

 weniger als 1 ha Wald:      keine 

 1 ha bis weniger als 5 ha Wald:     standortsbezogene Vorprüfung des Einzelfalls  

 5 ha bis weniger als 10 ha Wald:   allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls  

 10 ha oder mehr Wald:      UVP-Pflicht  
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 Zweck der Waldumwandlung (geplante Nutzung, Gründe, Erfordernis) 

Zur Sicherstellung der Stromversorgung der genehmigten Neubaustrecke Wendlingen-
Ulm ist es notwendig die Masten 91-94 der Bahnstromleitung 510 neu zu errichten, da 
die vorhandenen Masten für die geplante Zusatzbeseilung nicht die notwendige 
Standfestigkeit aufweisen. Für den Umbau der Masten 91 und 92 im Bereich der 
Waldschneise auf der Hochfläche bei Reutti sind Baustelleneinrichtungsflächen 
erforderlich die seitlich in die Waldflächen eingreifen. In diesen Bereichen müssen evtl. 
Bäume eingekürzt oder vollständig entfernt werden.  

Weiterhin liegen die Baustelleneinrichtungsflächen in der Waldschneise rechtlich gesehen 
im Wald, weshalb hierfür ebenfalls eine temporäre Waldumwandlungsgenehmigung zu 
beantragen ist.  

 Alternativenprüfung 

Da es sich um eine bestehende Bahnstromleitung handelt sind keine Alternativen 
vorhanden.  

 Vorschläge für forstrechtlichen Ausgleich gem. § 9 Abs. 3 LWaldG 

Sollten Eingriffe in Waldstrukturen stattfinden, werden diese Flächen nach Beendigung der 

Baumaßnahmen zu einem standortgerechten gestuften Waldrand entwickelt. Siehe auch 

Maßnahmenblatt M 1.3 des LBP 

 

Sonstige Schutz- und Gestaltungsmaßnahmen: 

 
 Zustimmung Waldbesitzer (wenn nicht mit Antragsteller identisch) 

Ich stimme der oben beantragten Waldumwandlung zu. 

 
Ort, Datum: _____________________  Unterschrift: _____________________ 

 

 
 Anlagen 

 Lageplan Umwandlungsfläche 

  (bis Maßstab 1 : 5 000, parzellenscharf, mit eindeutiger Umwandlungsgrenze) 

 Formblatt zur Feststellung der UVP-Pflicht bei Vorprüfung des Einzelfalls  

 Aufforstungsgenehmigung für Ersatzaufforstung 

 Rekultivierungs- und Wiederaufforstungsplanung bei befristeter Waldumwandlung 

(s. Maßnahmenblatt Nr. M1_3) 

 Gemeinderatsbeschluss (nur bei Kommunalwald) 

 
 

 
    
(Ort, Datum) (Unterschrift) 


